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Beklagte und Revisionsbeklagte°

Das Bundessozialgericht,4° Senat, hat am
20; August 1974 ohne mündliche Verhandlung durch

seine Richter P e n'q u i t t — Vorsitzender —,
Dr. E c k e r , M ü l 1 e_r und die ehrenamtlichen

Richter Dr° R e u B und B e n e d y c 2 u k

für Recht erkannt:

Die Revision der Klägerin gegen das Urteil des

Landessezialgerichts für das Land Nordrhein-

Westfalen vom 20° März 1973 wird zurückgewiesen°

Kosten sind nicht zu erstatten.
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Die Klägerin begehrt für die Zeit
von Juli 1965 bis

Januar 1971 die Auszahlung ihrer Witwenrentee Die Beklagte

hat das Ruhen dieser Rente wegen Auslandsaufenthalts fest—

gestellt (Bescheid vom 30° Juni 1970).
Die Klägerin und ihr inzwischen verstorbener Ehemann

waren als Juden nationalsozialistischer Verfolgung aus—

gesetz . Sie wurden 1942 in Königsberg verhaftet und in

das Konsentrationslager Theresienstadt (im damaligen
Protektorat Böhmen und Mähren) gebracht, in dem sie bis

Juli 1945 blieben. Im Juni 1946 wanderten si in die

Vereinigten Staaten von Amerika aus und erwerben dort

später die anerikanische Staatsangehörigkeit.

Das Sozialgericht (SG) hat der Klage stattgegeben und den
Bescheid vom 30° Juni 1970 insoweit aufgehoben, als in

ihm das Ruhen der Rente ausgesprochen ist.
Das Lendessosialgericht (LSG) hat die Klage abgewiesen.

Es hat ausgeführt, zugunsten der Klägerin ergebe sich

keine Ausnahme von den beim Auslandsaufenthalt geltenden

Ruhensvorschriften (55 1315 ff der Reichsversicherungs—

ordnung —RVO—). Die Klägerin könne sich insbesondere

nicht auf 5 1321 Abs° 5 RVO berufen. Ihre Deportation in

das Konzentrationslager Theresienstadt bedeute nicht,

daß sie — wie es in der genannten Vorschrift heiße * das

Deutsche Reich "verlassen" habe; die Deportation sei

gegen ihren Willen erfolgt. Es fehle auch an dem vom

Gesetzgeber in dieser Vorschrift geforderten Beweggrund

für ein Verlassen Deutschlands°

Das LSG hat die Revision zugelassen. Die Klägerin hat

dieses Rechtsmittel eingelegt. Sie rügt eine Verletzung

% 1321 Abs° 5 RVO und meint, entgegen der Ansicht

des LSG bezeichne der Begriff "verlassen" lediglich

des

eine 0rtsveründerung= Der vom Gesetzgeber dafür ge—
forderte Beueggrund habe allein den Zweck, nur solche
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Personen zu begünstigen, die gerade ihrer Verfolgung wegen
das Rei chsg ebi et verlassen hätten° Jedenfalls sei aber die

zweite Alternative dieser Vorschrift zu ihren Gunsten

anwendbar. Nach ihrer Befreiung aus dem Konzentrationslager

Theresienstadt im Mär 1945 sei es ihr aus Gründen national—

sozialistischer Verfolgung nicht möglich gewesen, in das

Deutsche Reich zurückzukehren°

Die Klägerin beantragt (sinngemäß),

das Urteil des LSG aufzuheben und die

Berufung gegen das Urteil des SG

zurückzuweisen.

Die Beklagte beantragt,

die Revision zurückzuweisen.

Sie hält das angefochtene Urteil für zutreffend

Die Revision hat keinen Erfolg.

Die Wittenrcnte'der Klägerin ruht während der Zeit von

965 bis Januar 1971 (9 13115 Abs° 1 Ziff° 1 RVG; 5 1317

RVO iVm ■rt. IV Ziff. 2 des Freundschafts— Ha.ndels- und

Juli ‘

Schiffahrtsvertrages zwischen der Bundesrepublik Deutschland

und den Vereinigten Staaten von Amerika vom 29. Oktober

1954 — BGBl 1956 II, 487)° Aus den 59 1318,1319, 1321

Abs. 1 RVO ergibt sich zugunsten der Klägerin keine „
nahme. Dies hat das LSG zutreffend ausgeführt; das in diesem

Zusammenhang gex.onnene Ergebnis wird von der Revision nicht

beanstandet.

Auch auf 5 1321 Abs„ 5 RVOkann sich die Klägerin nicht mit
rfolg berufen. Hiernach stehen früheren deutschen Staats—f"

!

angehörigen im Sinne des Art. 116 Abs° 2 Satz 1 des Grund—

ges etzes (GG) solche Personen gleich, die zwischen dem

30° Januar 1933 und dem 8° Mai 1945 das Gebiet des Deutschen

Reichs oder das Gebiet der Freien Stadt Danzig verlassen

haben, um sich einer von ihnen nicht zu vertretenden und

durch sie politischen Verhältnisse bedingten besonderen

Zwangslage zu entzie ohcn, oder aus den gleichen Grunden nicht
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in die vorbezeichneten Gebiete zurückkehren konnten. Die

Klägerin hat bis zum 8. Mai 1945 das Deutsche Reich

nicht “verlassen". Ihre Deportation in das Konzentrations—
lager_lheresienstadt wird durch diese Vorschrift nicht

erfaßt. Es mag zweifelhaft sein, ob das Wort "verlassen"

schön von seinem SpraChgebrauch her stets nur ein

ktives, freiwilliges Geschehen bezeichnet, wie das LSG) (

annimmt. Im Rahmen des 9 1321 Abs. 5 RVO ist jedenfalls

dieser Auslegung beizutreten. Der Gesetzgeber hat sich

nicht damit begnügt, die Rechtsfolgen dieser Vorschrift

an eine bloße Ortsvertnderung zu knüpfen. Diejenigen

Personen, eie durch sie Regelung des 9 1321 Abs. 5 RVG

begünstigt werden sollen, müssen Deutschland aus dem
dort bestimmten Grund und zur Erreichung des dort be—

zeichneten Zieles verlassen haben. Deshalb kann das
Wort "verlassen" im Sinnzusammenhang des 5 1321 Abs. 5

RVO nur als ein die Ortsveränderung erstrebendes frei—

williges Verhalten verstanden werden° Abgesehen davon

wurde die Klägerin im Zusammenhang mit ihrer Depor—

tation im Jahre 1942 nicht in das "Ausland" gebraCht.

Th resienstadt gehörte zum Protektorat Böhmen und
k2hren und lag damit nach der damaligen tatsächlichen

Orc.”

stellen ist (ass 10, 118), nicht außerhalb des un—
aren Herrschaftsbereiches des Deutschen Reiches.

nung, a*f die im vorliegenden Zusammenhang abzu—

3 }) cr n— 0 }.
)

0
U

'

sem Grunde is auch die zweite Alternative des

1 Abs. 5 RVO zugunsten der Klägerin nicht an—
wendbar. Die Besetzung einzelner Protektoratsgebiete

unmittelbar vor griegsende durch russische oder andere
Truppen vermochte sie im Protektorat bestehende tat—

sfchliche Ordnung bis zum 8. Mai 1945 nicht aufzu—

heben. '

auch die Auswanderung der Klägerin in die Vereinigten

Staaten von Amerika erfüllt die tatbestandsmäßigen

Voraussetzungen des 5 1321 Abs. 5 RVO nicht. Sie
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erfolgte erst im Jahre 1946° Eine analoge Anwendung dieser

Vers hrift auf Fellgestalt ungen, in denen das Reichsgebiet
rst nach dem 8° Mai'l945 verlassen wurde, ist nicht möglich;

Die unterschiedliehe Behandlung derjenigen Personen, die
Deutschland vor dem C

O

„ Mai 1945 verlassen.haben, gegenüber

denje GC“ für die sich erst nach diesem Stichtag eine
“Ü913Cthit dazu bot, ist vom Gesetzgeber beabsic tigto
“5950 RCSCJWU‘ b0reht auf der Überlegeng, daß in den von

21 Äb5° 5 RVO gemeinten Fällen das Verlassen Deutschlands

die Bet f fanen regelmäßig die einzige Möglichkeit war,
Ci Of be ende‘ en Zwangs lege zu entgehen, während nach dem

8° Mai 1945, 3150 nach der Einstellung nationelsozie list ischer
°"'°1GL9 smaßnehmen, das Verlassen Deutschlands auf dem
freien Willen der Betroffenen, jedenfalls aber nicht mehr

G'f V0f5019Un93maßnahmenberuhte (Jantz/Zweng/Bicher,
Das neue r"l'Cfn“—<hffltl’cen—und Auslandsrentenrecht, 2° Aufl°
5 321 RVG Anm. 17

„ Mittelbar ergibt sich auch aus @ 18

C Gesetzes ZUf Regelung der Wiedergutmachung national—

50313113■i$€h0n Unrechts in der Sozialversicherung vom
2 czcmbcr 1970 (wesvc - BGBl 1 1846), daß der Gesetz—

9CbCf dic 20it1iChe Differenzierung, die mit der Regelung

Q 0 L’
)
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o 5 RVO verbunden ist, bewußt hat vornehmen

V011CÜ= Mit diCSQr Vorschrift wird für bestimmte Personen—

grur pen die in % 1321 Abs° 5 nvo gesetzte Frist (8 Mai
2945) bis zum 3 }‚3

» Dezember 1949 verlängert„ In der Be-

gründung der RCgierungsvorlage heißt es dazu, nach dem
bisher geltenden Recht, also nach @ 1321 Abs, 5 RVO, ruhe
die ant0 eines verfolgten, der Deutschland erst nach

«

KYÄCQSCHCCVC“1GSsen habe, sei es, daß er vorher nicht habe
«GU5V3ÜUC rn ii nen, sei es, daß er e*st nach dem Zusammen—

beCh 0 n LniiChluß zur A.uswanderung ge caßt habe° Di es
5 h‘C ZU Härten, zumal diese Verfolgten häufig weit
3Chli■m0fC5 Crduldet hätten als diejenigen, die rechtzeitig

h„tten GUSWGHÖCEHkönnen (BR—Drucks° 73/70, Begründung

EU den 55 5 UWG6 des Reg.ßntw.)° Der Gesetzgeber konnte
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sich jedoch_nicht dazu entschließen, die ercannten Härten

vollständig zu beseitigen° Er hat der Neuregelung des

%‘18 WGSVG keine rückwirkende Kraft beigelegt, sondern

als Zeitpunkt ihres Wirksamwerdens das Inkrafttreten des

WGSVG bestimmt (Art. 4 € 2 Abs° 2 des Gesetzes zur
Änderung und Ergänzung der Vorschriften über die Wieder—

gutmachung nationals zialistischen Unrechts in der

S zialversicherung vom 22° Dezember 1970 — BGBl I 1846).
Für die zurückliegende Zeit sollte es also bei der

Regelung des 5 1321 Abs„ 5 RVO bleiben.
Darüber, ob bei der Ge■ährung von Rentenzahlungen in

das Ausland an die Opfer nationalsozialistischer Ver—

folgung nicht großzügiger hätte verfahren werden sollen,

ist nicht vom Senat zu entscheiden° Dies ist eine Frage

gesetzgeberischen Ermessens, das nur.bei willkürlicher
Ausübung gerichtlicher_Nachprüfung zugängig ist (BSG

Urteil vom 15.narz 1974 _ 11 RA 9/73 _ mit Nachweisen).
Willkürlich in diesem Sinne und damit eine Verletzung

des_allgemeinen Gleichheitsgrundsatzes wäre die Regelung

des 5 1321 Abs° 5 RVOdann, wenn sich für sie ein ver—
nünfti90r, aus der Natur der Sache sich ergebender oder

sonstwie sachlich einleuchtender Grund nicht finden

'ließe„ Die unterschiedliche Behandlung von Personen-

gruppen, die unter dem Druck nationalsoäialistischer Ver—
folgung Deutschland verlassen mußte■‚gegenüber den—

jenigen, die den gleichen Schritt erst nach-dorlßin—

stellung dieser Verfolgungsmaßnahmen vollzogen haben,

kann aus den bereits genannten Gründen als eine sach—

gemäße Differenzierung gelten. Es darf nicht übersehen

werden, daß nach 1945 — jedenfalls im heutigen Bereich

der Bundesrepublik Deutschland — umfassende Wiedergut—

machungsmaßnahmen eingeleitet wurden, um den Opfern

nationalsozialistischer Verfolgung den Aufbau einer neuen

Existenz in DeutsChland zu.ermöglichen (BSG 28, 99).
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Die Kostoncntscheidung ‚C
«L olgt aus 5 193 des Sozialgcr ‘ chts—
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